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Umgehend menschenwürdige Regelsätze einführen 
 
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts („Regelleis-
tungen nach SGB II nicht verfassungsgemäß“) erwartet die Vor-
sitzende des DGB Berlin-Brandenburg, Doro Zinke, eine umge-
hende Neuregelung der Regelsätze.  
 
Die DGB-Vorsitzende forderte die Bundesregierung auf, Arbeit-
suchende nicht länger als „zu bestrafende Arbeitsunwillige“ zu 
behandeln, sondern ihnen und ihren Familien menschenwürdige 
Sozialleistungen zu Verfügung zu stellen. 
 
„Dazu ist in erster Linie notwendig, den statistischen Warenkorb 
für den Lebensunterhalt realistisch zu ermitteln und zu aktuali-
sieren“, so Zinke.  
 
Dass das Bundesverfassungsgericht mehrfach die Berech-
nungsmethoden beanstandet und teilweise von „Schätzungen 
ins Blaue hinein“ gesprochen habe, zeige, welche Mängel hier 
vorhanden seien, so Zinke weiter. 
 
„Außerdem muss der Bedarf der Kinder eigenständig ermittelt 
werden, wobei Ausgaben wie bspw. für Schule, auch Nachhilfe, 
Kultur und Sport berücksichtigt werden müssen“, sagte Zinke. 
 
 
Abschließend forderte die DGB-Vorsitzende die Bundesregie-
rung auf, die neuen Regelsätze unter Beteiligung von Expertin-
nen und Experten aus gesellschaftlichen Gruppen festzulegen. 
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